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Stellungnahme zum 
Referentenentwurf für ein Forschungszulagengesetz 

 
Die Wirtschaftsvereinigung Stahl (WV Stahl) begrüßt den vom Bundesministerium der 
Finanzen (BMF) vorgelegten Referentenentwurf für ein Forschungszulagengesetz (FZulG-E) 
grundsätzlich sehr. Die vorgesehene steuerliche Forschungsförderung ist - neben der 
Projektförderung - ein sehr wichtiger Baustein in einem innovationspolitischen Gesamtkonzept 
und ein richtiges politisches Signal. Besonders begrüßen wir, dass die steuerliche Förderung 
allen Unternehmen, unabhängig von Größenkennzahlen zugänglich gemacht werden soll. 
Dies ist ein Kernanliegen der WV Stahl, für das sie sich schon seit langem einsetzt.  
 
Jetzt kommt es darauf an, dass das Kabinett den Entwurf zügig beschließt und auch der 
Bundesrat seine Zustimmung erteilt.  
 
Trotz der grundsätzlichen Anerkennung der vorgesehenen Regelungen des  
Referentenentwurfes sind aus unserer Sicht an einzelnen Stellen noch Anpassungen 
notwendig.  
 
Diese betreffen die folgenden Vorschriften: 
 
I.  § 3 Abs. 6 FZulG-E: 
 
1) 
Nach § 3 Abs. 6 FZulG-E können verbundene Unternehmen im Sinne des § 15 AktG die 
maximale Bemessungsgrundlage von 2 Mio EUR insgesamt nur einmal pro Wirtschaftsjahr in 
Anspruch nehmen. Das würde bedeuten, dass Konzerne insgesamt eine maximale 
Forschungszulage (FZul) von 500.000 EUR pro Wirtschaftsjahr erhalten könnten.  
 
Im Verhältnis zu den getätigten Aufwendungen für Forschung und Entwicklung würden 
Konzerne nur geringfügig durch die steuerliche Förderung von Forschung und Entwicklung 
unterstützt, obwohl in einem Konzern völlig unterschiedliche Forschungsvorhaben auf 
unterschiedlichen technischen Gebieten betrieben werden können.  
In der Konsequenz bedeutet diese auch, dass in einem weltweit verzweigten Konzernverbund 
weitreichende Abstimmungserfordernisse entstehen. Aufgrund der Begrenzung der FZul bei 
verbundenen Unternehmen auf 500.000 EUR wäre dann eine Koordinierung der 
unterschiedlichen Geschäftszweige im Hinblick auf die Höhe der beantragten FZul und eine 
anderweitige Förderung der Aufwendungen erforderlich (siehe § 7). Dies führt zu erheblichem 
Verwaltungsaufwand bei den Unternehmen.  
 
Petitum: 
Das Forschungszulagengesetz sollte deshalb so ausgestaltet werden, dass die maximale 
Bemessungsgrundlage zumindest pro Geschäftsaktivität zur Anwendung kommt. 
 



 

 

 
 
 
2) 
Daneben sollte zudem folgender Aspekt Berücksichtigung finden: 
Im Hinblick auf § 3 Abs. 6 FZulG-E ist insbesondere problematisch, dass die vorgesehene 
Bezugnahme auf § 15 AktG grundsätzlich auch Gemeinschaftsunternehmen, an denen 
mehrere Gesellschafter bzw. Konzerne beteiligt sind, erfasst. 
Bei Gemeinschaftsunternehmen ist jedoch in den meisten Fällen eine mehrfache Abhängigkeit 
gegeben. Bei Vorliegen einer paritätischen Abhängigkeit (50:50) ist das 
Gemeinschaftsunternehmen, da der herrschende Einfluss üblicherweise gebündelt ausgeübt 
wird, häufig als gemeinsam abhängiges Konzernunternehmen zu qualifizieren. Dies hat zur 
Folge, dass das Gemeinschaftsunternehmen zu beiden Gesellschaftern als verbundenes 
Unternehmen im Sinne von §§ 15 ff. AktG anzusehen ist (vgl. Bayer, in: Münchener 
Kommentar zum AktG, § 17 Rn. 76 ff.). Aber auch bei (unterparitätischen) 
Gemeinschaftsunternehmen, bei denen einige Gesellschafter nur nominell eine 
Minderheitsbeteiligung halten, können die bestehenden gesellschaftsvertraglichen 
Regelungen und Gesellschaftsvereinbarungen eine solche gebündelte Einflussmöglichkeit 
vermitteln, so dass mehr als zwei (Minderheits-)Gesellschafter als verbundene Unternehmen 
des Gemeinschaftsunternehmens im Sinne von §§ 15 ff. AktG zu qualifizieren sind. 
  
In steuerlicher Sicht ist hervorzuheben, dass eine ertragssteuerliche Mehrmütterorganschaft 
für Veranlagungszeiträume nach dem Jahr 2002 bekanntermaßen nicht mehr möglich ist. Ein 
Gemeinschaftsunternehmen, das als verbundenes Unternehmen im Sinne des §§ 15 ff. AktG 
zu allen seiner Gesellschafter zu qualifizieren ist, ist deshalb in jedem Fall selbstständig 
steuerpflichtig. Im Falle der Anrechnung auf die maximale Bemessungsgrundlage nach § 3 
Abs. 6  FZulG-E würde sich dann u.a. die Frage stellen, in welchem Verhältnis und in welchem 
Umfang (zu jedem Gesellschafter in voller Höhe oder anteilig?) eine Anrechnung der 
antragsfähigen Forschungszulage des Gemeinschaftsunternehmens auf die den jeweiligen 
Gesellschafter zustehende maximale Forschungszulage vorgenommen werden soll.  
  
Petitum:  
Wesentlich sachgerechter ist es daher, Gemeinschaftsunternehmen grundsätzlich von der 
Konzernanrechnung in § 3 Abs. 6 FZulG-E auszunehmen.  
Nach unserem Verständnis entspricht dies auch der Rechtspraxis bei der Umsetzung der Art. 
107 und 108 AEUV. Zu verweisen ist insbesondere auf die Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 
vom 18. Dezember 2013 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen (ABl. L 352/1). Da die in Art. 2 
Abs. 2 dieser Verordnung enthaltene Begriffsbestimmung des „einzigen Unternehmens“ 
jeweils auf „ein Unternehmen“ abstellt, scheidet die Anwendung auf 
Gemeinschaftsunternehmen aus, da dann mehr als nur ein Unternehmen als Gesellschafter 
vorhanden sind. Gleiches sieht auch die Empfehlung der Kommission vom 6. Mai 2003 
betreffend die Definition der Kleinstunternehmen sowie der kleinen und mittleren Unternehmen 
(ABl. L 124 vom 20. Mai 2003, S. 36) bei der Definition des „verbundenen Unternehmens“ in 
Art. 3. Abs. 3 vor. 
 
  



 

 

II. §§ 5 und 6 FZulG-E 
Im Zusammenhang mit den §§ 5 und 6 FZulG-E ist zu befürchten, dass diese Vorschriften 
einen erheblichen Verwaltungsaufwand sowohl auf Seiten des Antragstellers als auch auf 
Seiten der Finanzverwaltung auslösen. 
 
Ausweislich § 5 Abs. 2 FZulG-E ist der Antrag bei dem Finanzamt zu stellen, bei welchem die 
Lohnsteuer abzuführen ist. In einem Konzernverbund mit körperschaftsteuerlichem und 
gewerbesteuerlichem Organschaftskreis bestehen in der Regel unterschiedliche örtliche 
Zuständigkeiten für Körperschaftsteuer/Gewerbesteuer und Lohnsteuer bei Organträger und 
Organgesellschaft. Dem Finanzamt für Lohnsteuer dürften die wirtschaftlichen Verhältnisse 
des Antragstellers nicht so vertraut sein wie dem Finanzamt für 
Körperschaftsteuer/Gewerbesteuer, dem Bilanzen und GuV vorliegen. Es ist aus unserer Sicht 
trotz des beabsichtigten standardisierten Antrags zu befürchten, dass die Finanzämter einen 
zusätzlichen Informationsaustausch vornehmen. Zudem ist vorgesehen, dass eine 
Bescheinigung zur Beurteilung des Forschungsvorhabens von einer geeigneten Stelle 
außerhalb der Finanzverwaltung vorgelegt wird (§ 6). Damit könnten drei Behörden mit dem 
Antrag beschäftigt sein, so dass die Gewährung sehr zeitaufwändig sein könnte.  
 
Petitum: 
Aus unserer Sicht wäre eine einfachere Beantragung der FZul anhand von Bilanz oder GuV-
Merkmalen beim nach § 20 AO örtlich zuständigen Finanzamt wünschenswert.    
 
 
III. § 12 FZulG-E 

Nach dieser Vorschrift gehört die Forschungszulage nicht zu den steuerpflichtigen 
Einnahmen. Nach der Gesetzesbegründung zu § 12 FZulG-E ist bei Kapitalgesellschaften die 
Forschungszulage in der Gewinnrücklage zu erfassen. Unklar ist dabei, wie die 
Forschungszulage bei abgeschlossenen Gewinnabführungsverträgen zu erfassen ist. Denn 
der Gewinn der Organgesellschaft wird ohne Berührung der Gewinnrücklage an den 
Organträger abgeführt. Gewinnabführungsverträge sehen regelmäßig vor, dass die 
Organgesellschaft mit Zustimmung des Organträgers Beträge aus dem Jahresüberschuss 
nicht abführen, sondern in andere Gewinnrücklagen einstellen darf, soweit dies bei 
vernünftiger kaufmännischer Beurteilung wirtschaftlich begründet ist.  
 
Petitum: 
Damit die Forschungszulage auch beim Anspruchsberechtigten ankommt, sollte ausdrücklich 
eine Vorschrift im Forschungszulagengesetz aufgenommen werden, dass in Fällen von 
abgeschlossenen Gewinnabführungsverträgen die Einstellung der Forschungszulage in die 
Gewinnrücklagen zu erfolgen hat, und/oder dass die Bildung der Gewinnrücklage nach 
vernünftiger kaufmännischer Beurteilung immer wirtschaftlich begründet ist. 

 


